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Nur Impfung schützt vor Masern
Die Schweiz fürchtet sich vor
einer Masern-Epidemie. In
diesem Jahr sind bereits 362
Menschen an Masern erkrankt.
In Liechtenstein wurden noch
keine Fälle gemeldet.Trotzdem
ist eine Schutzimpfung zu emp-
fehlen.

Von Manuela Schädler

Vaduz/Bern. – Die Masern sind in
Mitteleuropa wieder aufgeflammt.
Am Freitag gab es in Deutschland den
erstenTodesfall. SeitAnfang Jahr sind
in Deutschland bereits 390 Masern-
Fälle bekannt. Auch in der Schweiz
geht die Krankheit, deren Kennzei-
chen rote Hautflecken sind, um. Seit
Anfang Jahr wurden dort 362 Ma-
sern-Fälle registriert – fünfmal mehr
als im ganzen vergangenen Jahr. In
Liechtenstein sind bis jetzt keine Fälle
derViruserkrankung bekannt,wie das
Amt für Gesundheit aufAnfrage mit-
teilt. «Auch vergangenes Jahr wurden
uns keine Masern-Fälle gemeldet», so
Amtsärztin Sabine Erne.
Die hoch ansteckendeViruserkran-

kung, an der vor allem Kinder erkran-
ken, wurde laut des Schweizerischen
Bundesamtes für Gesundheit (BAG)
teilweise aus Frankreich in die
Schweiz eingeschleppt. In Frankreich
wüten die Masern derzeit besonders
stark. Über dreiViertel der 6500 Ma-
sern-Fälle, die derWeltgesundheitsor-
ganisation WHO gemeldet wurden,
traten dort auf. DieWHO macht ver-
säumte Impfungen für den drasti-
schenAnstieg verantwortlich.

Respekt verloren
Ruth Kranz von der Liechtensteini-
schen Ärztekammer sieht den Grund
für dieVerbreitung ebenfalls aufgrund
fehlender Impfungen: «Immer häufi-
ger lassen Eltern ihre Kinder nicht
impfen.» Und so habe die Krankheit
gute Möglichkeiten, sich auszubrei-
ten. Ruth Kranz erklärt die geringe
Impfbereitschaft damit, dass die Men-
schen den Respekt vor den Krankhei-
ten verloren haben. «Dadurch, dass
früher fleissig geimpft wurde, sind

Krankheiten wie Masern, Röteln und
Starrkrampf selten geworden. Das
nimmt den Menschen die Angst da-
vor», sagt Kranz. Ausserdem sei ein
Trend zurück zur Natur zu beobach-
ten. Neben Impfungen seien auch
Antibiotikum und Kortison verpönt.
Auch Kinderärztin Dorothee La-

ternser beobachtet den Trend, dass
immer weniger geimpft wird. «In
Liechtenstein ist die Impfrate mo-
mentan höher als in manchen Gebie-
ten der Schweiz», sagt sie aufAnfrage.
Das könne sich aber rasch ändern,
wenn immer mehr Eltern Ratgebern
vertrauen, die die Gefahr der Masern
nicht kennen.

Keine Medikamente gegen Masern
Die einzig nützliche Prävention gegen
die hoch ansteckende Krankheit ist
die Impfung. Keine Medikamente
können gegen dieKrankheit schützen.
Kinderärztin Laternser rät, jedesKind
gegen die Krankheit impfen zu lassen.
«Die Impfung ist gut verträglich und
die Nebenwirkungen sind gering.»
Die Krankheit jedoch könne schwer-
wiegende Folgen nach sich ziehen. In
manchen Fällen treten Komplikatio-
nen wie Lungen- und Hirnentzün-
dung auf. Letzteres kann zu schweren
Behinderungen oder im schlimmsten
Fall zumTod führen.
Amtsärztin Sabine Erne weist

darauf hin, dass nur die Zweifach-
impfung zuverlässig vor Masern
schützt. «Personenmit Jahrgang 1965
und jünger sollten nachprüfen, ob sie
zweimal geimpft worden sind», sagt
sie. Grund dafür sei, dass bei der Ein-
führung der Masern-Impfung nur ein-
mal geimpftwurde.«Heuteweissman
jedoch, dass eine einmalige Impfung
keinen lebenslangen Schutz bietet»,
erklärt Erne.

Ziel: Ausrottung
Die Schweiz reagiert auf denAnstieg
der Masern-Fälle und forciert die
Masern-Impfung. Bis Ende 2010 hät-
ten die Masern ausgerottet sein sol-
len.Weil das Ziel nicht erreicht wurde,
ist die Frist bis 2015 verlängert wor-
den. Um die Masern zu eliminieren,
braucht es eine Durchimpfungsrate

von 95 Prozent. In der Schweiz liegt
dieserWert jedoch gerade mal bei 75
Prozent. In Liechtenstein sind keine
Zahlen der Durchimpfungsrate be-
kannt. «Aufgrund der sehr gut einge-
führten Vorsorgeuntersuchung für
Kinder bestehen in Liechtenstein
betreffend Masern keine Probleme»,
sagt Sabine Erne.

Es fängt mit Fieber an
Masern-Epidemien gab es in der
Schweiz bereits 2006 und 2009. Die
Krankheit fängt mit Fieber und star-
kem Krankheitsgefühl an, gefolgt von
dem flächendeckendenAusschlag mit
roten Hautflecken. Zwischen Anste-
ckung undAusbruch können bis zu 18
Tage vergehen.Wer die Masern schon
hatte, ist immun dagegen – alle ande-
ren können sich nur durch eine Imp-

Die Schutzimpfung gegenMasern bei
Kindernwird ab demvollendeten elf-
ten Lebensmonat empfohlen.Sie pas-
siert meist in Kombination mit der
Immunisierung gegenRöteln,Mumps
und auch Windpocken. Wichtig ist,
dass derWiederholungstermin einge-
halten wird.Geht das Kind schon vor
dem ersten Lebensjahr in eine Kin-
derkrippe oder hat es ältere Ge-

schwister, raten Kinderärzte oft auch
zu einer früheren Impfung.Wichtig ist
in jedem Fall, dass ein Kind beim
Impftermin gesund ist. Nur dann
kann ein optimaler Impfschutz auch
tatsächlich aufgebaut werden. Ein
Schnupfen oder eine leichte Erkäl-
tung sind nach Ansicht von Kinder-
ärzten kein Grund, eine Masern-
Schutzimpfung abzusagen. (ddp)

Schutzimpfung für Kinder

fung schützen. Damit schützen sie
sich aber nicht nur selbst: Denn je hö-
her die Durchimpfungsrate, desto hö-
her ist der Schutz für jene Personen,
die sichwegen schwererAllergien, Im-

munschwäche oder anderen Erkran-
kungen nicht impfen lassen können.
«Diese Menschen sind auf dieVerant-
wortung der Gesellschaft angewie-
sen», sagt Sabine Erne.

Impfung empfohlen: Kinder sollten gegen Masern geimpft werden, denn es gibt keine Medikamente gegen die hoch anste-
ckende Viruserkrankung, die sehr gefährlich sein kann. Bild Wodicka

Ein gewisser Machtverlust muss in Kauf genommen werden
Die europäische Integration
Liechtensteins ist erwünscht –
trotz möglicher negativerAs-
pekte wie einer Machtverschie-
bung vom Landtag zur Regie-
rung und weiter zurVerwaltung.
Um sich einzubringen, fehlen
dem Landtag auch die Mittel.

Von Richard Brunhart

Gamprin. – «Der Einfluss der EU auf
die liechtensteinische Rechtsordnung
ist substanziell.» So lautet eine der
Schlussfolgerungen von Christian
Frommelt, der gestern einige Ergeb-
nisse einer politikwissenschaftlichen
Arbeit am Liechtenstein Institut vor-
stellte. Rund 41 Prozent aller Rechts-
akte, die der Landtag in den vergan-
genen Jahren verabschiedet hat, sei
auf einen Impuls der EU über die
liechtensteinische EWR-Mitglied-
schaft zurückzuführen. Nur 33 Pro-
zent seien nationalen Ursprungs.Wei-
tere 17 Prozent gingen auf internatio-
nale und 9 Prozent auf schweizerische
Impulse zurück. In Wahrheit sei der
Schweizer Anteil höher einzuschät-
zen, da die aufgrund des Zollvertrags
in Liechtenstein anwendbaren
schweizerischen Gesetze vom Land-
tag nur zur Kenntnis genommen wer-
den.

Relativ hoher Europäisierungsgrad
Im Vergleich zu den anderen EWR-
beziehungsweise EU-Mitgliedsstaa-
ten sei der Europäisierungsgrad in
Liechtenstein hoch. Dies führt From-

melt auf die geringe Regulierungs-
dichte in Liechtenstein zurück – da-
rauf, dass Liechtenstein insgesamt
vergleichsweise wenig Gesetze verab-
schiedet. Das Land sei sich allerdings
gewohnt, «Policy-Taker» zu sein, von
anderen Ländern Gesetze zu über-
nehmen. Zudem zeigten Studien bei-
spielsweise zum EWR/Efta-Staat Is-
land und der Schweiz, dass sich die
Rechtsordnungen innerhalb Europas
auch in Bereichen angleichen, die gar
nicht über den EWRbeziehungsweise
die bilateralen Verträge der Schweiz
mit der EU geregelt sind.

Insgesamt Souveränität gewonnen
Die Vorteile des EWR überwiegen
aber gemäss Frommelt. «Wir interpre-
tieren den EWR – meiner Meinung
nach zu Recht – immer noch als Sou-
veränitätsgewinn», sagte Frommelt
und verwies auf die Emanzipation
von der Schweiz. Bezüglich derTrans-
parenz sieht er bei den Rechtsakten
der EU einen Vorteil gegenüber den
aufgrund des Zollvertrags anzuwen-
denden schweizerischen Gesetzen,
die im Landtag nicht diskutiert wer-
den.Wie Roland Marxer, ehemaliger
Leiter desAmts fürAuswärtigeAnge-
legenheiten, in der anschliessenden
Diskussion ausführte, wartet Liech-
tenstein manchmal geradezu darauf,
dass andere Länder Gesetze ausarbei-
ten, um sich dann auf diese stützen zu
können.
Doch dass EU-Richtlinien – die vom

Landtag nur noch in der einmal ver-
abschiedeten Form akzeptiert oder
abgelehnt werden können – einen so

hohen Anteil annehmen, kann doch
zu denken geben. Insbesondere, da es
für den Mikrostaat Liechtenstein po-
litisch kaum denkbar wäre, eine EU-
Richtlinie, die von so vielen Staaten in
oft sehr langenVerhandlungen verab-
schiedet worden ist, abzulehnen, wie
Christian Frommelt ausführte.

Die Bürokratie gewinnt Einfluss
Frommelt zieht aus seinen Analysen
den Schluss, dass eine «Entparlamen-
tarisierung» stattfindet, dass die Exe-
kutive gegenüber dem Landtag ge-
stärkt wird. Der Landtag habe sich
häufiger mit Regelungen, die von der
EU ausgehen, auseinanderzusetzen.
Und diese könne zwar die Regie-

rung – wenn auch nur in beschränk-
tem Masse – beeinflussen, der Land-
tag aber kaum, da die entsprechenden
Gremien, in denen der Landtag ver-
treten ist,wenigerGewicht haben.Zu-
dem sei eine «Bürokratisierung» fest-
zustellen: Noch mehr als der Einfluss
der Regierung steige die Bedeutung
der Landesverwaltung, die in Institu-
tionen der EU Einsitz nimmt.
Über die Kontrolle der Regierung

könne sich der Landtag allenfalls noch
einen gewissen Einfluss bewahren.Da
der Landtag einVeto einlegen könnte,
müsste die Regierung die Auffassun-
gen des Landtags berücksichtigen.Ein
Demokratiedefizit ist auch innerhalb
der EUeinThema.Mittlerweile hätten

sich die Parlamente aber auch mehr
Mitwirkungsrechte auf EU-Ebene er-
arbeitet.

Landtag informierte sich
Besonderes Interesse sollten dieAus-
führungen des Politikwissenschaftlers
bei den Landtagsabgeordneten we-
cken. Mit Landtagspräsident Arthur
Brunhart, Landtagsvizepräsidentin
RenateWohlwend und der stellvertre-
tendenAbgeordneten Marion Kindle-
Kühnis verfolgten auch einige Parla-
mentarier denVortrag.
Wie Renate Wohlwend ausführte,

liessen die Ergebnisse derAnalyse kei-
ne andere Schlussfolgerungen als die
des Refernten zu. «Es liegt in der Na-
tur der Sache, dass durch die europäi-
sche Einbindung nationales Recht in
den Hintergrund tritt», sagte die
Landtagsvizepräsidentin. Und auch,
dass die Position des Landtags bezüg-
lich EWR-Rechtsakten eher schwach
ist, musste sie einräumen.Wohlwend
führte aus, sie habe bei ihrerTätigkeit
als Mitglied der EWR-Kommission
festgestellt, dass eine Trennung zwi-
schen Regierung und Landtag nicht
wirklich bestehen könne. «Die Kom-
mission ist vollständig abhängig von
der Stabsstelle EWR», soWohlwend.
Der Landtag verfüge nicht über die
Ressourcen, die nötigen Aufgaben
selbst zu erledigen.DiesenAusführun-
gen schloss sich auchArthur Brunhart
an. «Wenn man diese europäische In-
tegrationmitmachenwill, dann ist der
Machtverlust der Parlamente ein Op-
fer, das man bringen muss», sagte der
Landtagspräsident.

Christian Frommelt: «Es findet eine ‹Entparlamentarisierung› im Sinne einer
Stärkung der Exekutive gegenüber dem Landtag statt.» Bild Elma Korac


